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NACHRICHTEN
Maurer spricht bei
Gedenkanlass

Full/Bern – Bun-
desrat Ueli Mau-
rer (Bild) nimmt
am kommenden
5. September an
einem Gedenk-
anlass zur Mo-
bilmachung im
Zweiten Welt-

krieg vor 70 Jahren im aargauischen
Full teil. Der VBS-Vorsteher wird
eine Ansprache halten, wie VBS-
Sprecher Sebastian Hueber gestern
einen entsprechenden Bericht des
«Tages-Anzeigers» bestätigte. Der
Gedenkanlass im Militärmuseum
wird von der Aktion Aktivdienst und
vom Militär- und Festungsmuseum
Full-Reuenthal organisiert. (ap)

Botschafter Bruno
Spinner gestorben
Bern/Rom – Botschafter Bruno
Spinner ist tot. Er starb am vergange-
nen Samstag im Alter von 61 Jahren
nach kurzer Krankheit, wie die
Schweizer Botschaft in Rom auf ihrer
Website mitteilte. Spinner war seit
2004 Schweizer Botschafter für Ita-
lien, Malta und San Marino. (ap)

Heikle Wetterbedingungen

Südanflüge dürfen
bewilligt werden

ap. Das Bundesamt für Zivilluftfahrt
(Bazl) darf bei heiklen Witterungsver-
hältnissen auch ausserhalb der Sperrzei-
ten Südanflüge auf den Flughafen Zü-
rich-Kloten bewilligen. Dies entschied
das Bundesverwaltungsgericht und wies
eine Beschwerde des Vereins Flug-
schneise Süd – Nein ab. Das Bazl hatte
gestützt auf die Wetterprognosen und
aus Sicherheitsgründen ein Gesuch der
Flughafen Zürich AG gutgeheissen, vom
21. November bis zum 24. November
2008 den notwendigen Luftraum für
Instrumentenanflüge auf die Piste 34
von Süden her freizugeben. Das Bundes-
verwaltungsgericht kam nun zum
Schluss, dass diese Anordnung zu Recht
gestützt auf das Betriebsreglement er-
folgte und dass sie auch verhältnismäs-
sig war. Die öffentlichen Interessen am
Schutz der Flugsicherheit und an der
Aufrechterhaltung des Flughafens als
zentraler Landesflughafen überwögen
gegenüber dem Interesse der Bewohner
der Südanflugschneise deutlich.

KANTONSTIERARZT

Rottweiler stellt
hohe Gefahr dar
Der Rottweiler, der auf den vierjähri-
gen Knaben losging, wird eingeschlä-
fert. Bei dem elfmonatigen Rottweiler-
Rüden bestehe hohes Gefährdungspo-
tenzial im Zusammenhangmitweglau-
fenden und schreienden Kindern, stell-
te der Schaffhauser Kantonstierarzt
Urs Peter Brunner fest. Aufgrund der
schweren Verletzungen des Knaben,
des Sachverhalts sowie der Experten-
meinungen verfügte Brunner, dass das
Tier «raschmöglichst eingeschläfert»
wird,wie die Behörden gesternmitteil-
ten. Der Entscheid erfolgte in Rück-
sprachemit demkantonalenVeterinär-
amt Aargau, wo der Rottweiler regis-
triert ist, und wird auch von der
zuständigen Regierungsrätin Ursula
Hafner-Wipf im Departement des In-
nern unterstützt. ap

Ein Rottweiler fletscht seine Zähne. GETTY

Rottweiler-Attacke in Schaffhausen

Verbotsdebatte flammt neu auf
EXPRESS

6 Der vierjährige Knabe wurde
erfolgreich operiert.

6 Der Kampfhund wird
eingeschläfert.

Der Rottweiler, der einen
Knaben ins Gesicht biss, ge-
hört einem mutmasslichen
Verbrecher. Was die Debatte
über ein Kampfhundeverbot
zusätzlich anheizt.

VON ANDRI ROSTETTER

Müssen gefährliche Hunderassen
verboten werden? Diese Frage wird
wieder rege diskutiert, seit am Sonntag-
nachmittag ein Rottweiler einen vier-
jährigen Knaben in Schaffhausen ins
Gesicht gebissen hat. Wie die Schaff-
hauser Polizei unter Berufung auf den
behandelnden Arzt mitteilte, wurden
die Bisswunden erfolgreich operiert.
Dem Knaben gehe es den Umständen
entsprechend gut. Zu reden gibt der-
weil der Besitzer des Hundes: Es han-
delt sich um den Hauptverdächtigen im
Dreifachmord von Grenchen von An-
fang Juni, wie Polizeisprecher Patrick
Caprez Berichte von «20 Minuten» und
«Blick» bestätigte. Der Rottweiler be-
fand sich in Obhut der 55-jährigen
Mutter des Verdächtigen, die den Hund
spazieren führte, aber nicht an der
Leine hielt.

Ein mutmasslicher Verbrecher und
ein beisswütiger Rottweiler – diese
Kombination passt perfekt zum Argu-
mentarium der Befürworter eines
Kampfhunde-Verbots: Gefährliche Leu-
te ziehen gefährliche Hunde an.
«Kampfhunde werden gern als Status-
symbol und Waffe missbraucht», sagt
Werner Stähli, Gemeindepräsident von
Oberglatt und Co-Präsident des Komi-
tees «Ja zum Kampfhunde-Verbot». «In
Zürich muss man nur in den Kreis 4
gehen, um dieses Phänomen zu beob-
achten.»

Populäre Kampfhunde-Liste
Oberglatt ist gewissermassen der

Ausgangspunkt der Kampfhunde-De-
batte: Im Dezember 2005 war in der
Zürcher Unterländer Gemeinde ein
Sechsjähriger von Pitbulls getötet wor-
den. Seither haben etliche Kantone ihre
Gesetze revidiert. Eine der populärsten
Massnahmen ist eine Liste mit poten-
ziell gefährlichen Hunderassen. Der
Nutzen dieser Liste ist umstritten. Zu-
dem unterscheidet sie sich von Kanton
zu Kanton stark. Die Zahl der aufge-
führten Rassen bewegt sich zwischen 3
in der Waadt und 15 in Genf. In den
Zentralschweizer Kantonen gibt es kei-

ne solche Liste. Im Juni hat nun der
Nationalrat ein neues Hundegesetz an-
genommen. Der Inhalt: Leinenpflicht
auf belebten Plätzen und eine obligato-
rische Haftpflichtversicherung für die

Halter – keine Rassenverbote, keine
Bewilligungspflicht.

«Ausbildung ist wichtig»
Im Dezember kommt das Hundege-

setz in den Ständerat. Der Thurgauer
SVP-Ständerat Hermann Bürgi ist Präsi-
dent der Kommission, die das Gesetz
vorbereiten wird. «Ich kann mir gut
vorstellen, dass jetzt wieder schärfere
Massnahmen diskutiert werden», sagt
er. «Aber so, wie ich die Stimmung in
der Kommission einschätze, steht ein
Verbot nicht im Vordergrund.» Aus
Sicht des Bundesamtes für Veterinär-
wesen (BVET) sind nicht die Hunde das
Problem. «Bezüglich Aggressivität gibt
es bei den Rassen kaum Unterschiede»,
sagt BVET-Sprecher Marcel Falk. Ob ein
Verbot wirksam wäre, sei deshalb unsi-
cher. Das Problem sei eindeutig das
Gespann Hund-Halter. «Fest steht: Die
Erziehung des Hundes und die Ausbil-
dung des Halters sind wichtiger als
irgendwelche Massnahmen, die nur auf
bestimmte Rassen abzielen.»

BBoonnuuss:: Informationen zur Prävention gegen
Hundebisse gibt es auf wwwwww..zziisscchh..cchh//bboonnuuss

CASSIS-DE-DIJON

So funktioniert es
Eine Dose Red Bull hat in der
Schweiz und in der EU zwar den
gleichen Inhalt, aber eine andere Ver-
packung. In der EUwird der Koffeinge-
halt in Prozent angegeben. In der
Schweiz muss diese Angabe in Milli-
gramm darauf stehen. Die separate
Verpackungmacht das Produkt teurer.
Die Aufhebung solcher abweichenden
Deklarationsvorschriften sind das
Hauptziel des Cassis-de-Dijon-Prinzips,
das auf ein Urteil des Europäischen
Gerichtshofs aus dem Jahr 1971 zu-
rückgeht. Deutschland wollte den Im-
port eines Johannisbeerlikörs aus Dijon
damals verbieten, da die Angabe des
Alkoholgehalts nicht den deutschen
Vorschriften entsprach. Die Richter
entschieden zu Gunsten des Likörpro-
duzenten.

Referendum angekündigt
Das Parlament hat sich vor gut
einem Monat entschieden, das Cassis-
de-Dijon-Prinzip einseitig einzuführen.
Güter, die in einem EU-Land nach
gültigen Richtlinien hergestellt wer-
den, sollen in der Schweiz frei verkauft
werden. Gegen diese Gesetzesände-
rung hat sichWiderstand formiert. Das
Referendum hat ein Komitee um den
Genfer Winzer Willy Cretegny ergrif-
fen. Kürzlich haben nun die Grünen
und die Parteileitung der SVP ihre
Unterstützungangekündigt. f r i

Thomas Pletscher, Economiesuisse

«Wirtschaftliche Wunder sind keine zu erwarten»

«Die EU hat überhaupt
keinen Druck auf die
Schweiz ausgeübt.»

THOMAS PLETSCHER,
ECONOMIESU ISSE

Das Cassis-de-Dijon-Prinzip
sorgt für Diskussionen. Ob-
wohl es kostendämpfend
wäre, wie Thomas Pletscher
von Economiesuisse sagt.

Thomas Pletscher, die Schweiz will das
Cassis-de-Dijon-Prinzip einseitig einfüh-
ren. Das erweckt den Eindruck von
vorauseilendem Gehorsam gegenüber
der EU.
Thomas Pletscher*: Dem widerspre-

che ich klar. Beim Cassis-de-Dijon-
Prinzip geht es darum, dass wir unsere
Importpalette breiter gestalten wollen,
um unser Kostenniveau zu senken. Die
EU hat überhaupt keinen Druck auf die
Schweiz ausgeübt.

Handelspolitisch ist eine einseitige Ein-
führung doch ein Nachteil für die
Schweizer Wirtschaft?
Pletscher:Gegenseitigkeit stellt in der

Handelspolitik den Idealfall dar. Im
Moment ist das aber nicht realisierbar.
Bei einer Öffnung profitiert in der Regel
jedoch der kleinere Markt mehr als der
grössere. Zudem erlaubt uns gerade die
einseitige Einführung, dass wir Ausnah-
men alleine bestimmen. Für die Befür-
worter von Ausnahmen stellt die Ein-
seitigkeit sogar ein Vorteil dar.

Bundesrätin Doris Leuthard geht von
Einsparungen von rund 2Milliarden Fran-
ken für die Konsumenten aus. Wird das
Cassis-de-Dijon-Prinzip der Wirtschaft ei-
nen Wachstumsschub verleihen?

Pletscher: Jede Beseitigung von Han-
delsschranken senkt die Kosten und ist
dadurch wachstumsfördernd. Da das
Cassis-de-Dijon-Prinzip aber nicht auf
die gesamte Produktepalette angewen-
det wird, darf mit keinem eigentlichen
Schub gerechnet werden. Das Cassis-
de-Dijon-Prinzip hat vor allem Signal-
wirkung.

Sie dämpfen die Erwartungen.
Pletscher: Die Einführung ist vorteil-

haft, wird die Wirtschaftskrise aber nicht
lösen. Das Cassis-de-
Dijon-Prinzip besei-
tigt Handelshemm-
nisse, was einem ge-
nerellen Liberali-
sierungstrend ent-
spricht. Die Schweiz
würde von einer Ein-
führung profitieren.
Volkswirtschaftliche
Wunder sind aber
keine zu erwarten.

Würde das Cassis-de-
Dijon-Prinzip einen
Beitrag zur Beseiti-
gung der Hochpreis-
insel Schweiz leisten?
Pletscher:Die Ein-

führung würde si-
cherlich einen Beitrag zur Dämpfung
der Preise leisten, da gewisse Abschot-
tungen entfallen. Zu bedenken gilt es
aber, dass in der EU das Cassis-de-Di-
jon-Prinzip seit mehr als 20 Jahren
gilt, es aber immer noch erhebliche
Preisdifferenzen zwischen den einzel-

nen Ländern gibt. Die Ursachen für
die heute zum Teil erheblichen Diffe-
renzen zwischen der Schweiz und
dem Ausland sind auch auf unter-
schiedliche Distributionskosten oder
unser feinmaschiges Verteilnetz zu-
rückzuführen. Im Lebensmittelbereich
stellen nach wie vor die Zölle ein
grosses Hindernis dar.

Die Gegner befürchten aufgrund von
Billigimporten einen Verlust der hohen
Schweizer Produktionsstandards. Was

halten Sie davon?
Pletscher:Das Cas-

sis-de-Dijon-Prinzip
wird am stärksten
den Lebensmittelbe-
reich betreffen, weil
wir dort noch am
meisten Sondervor-
schriften haben, die
im Gegensatz zur EU
stehen. Diese Diffe-
renzen haben wir je-
doch bereits laufend
verringert. Das Par-
lament hat die Ein-
führung des Cassis-
de-Dijon-Prinzips für
den Lebensmittel-
bereich zudem an
eine Bewilligungs-

pflicht gekoppelt. Zudem bietet das
Produktsicherheitsgesetz eine zusätz-
liche Sicherheit. Und bei Lebens-
mitteln ist letztlich die geschmackliche
Präferenz der Bevölkerung der entschei-
dende Faktor für den Erfolg eines Pro-
dukts.

Noch immer soll es einige Ausnahme-
regelungenwie die Angabe des Alkohol-
gehalts in Alcopops oder das Verbot von
Blei in Farben geben. Ist es sinnvoll,
solche Handelsbarrieren beizubehalten?
Pletscher: Die Vorteile des Cassis-de-

Dijon-Prinzips nehmen mit jeder Aus-
nahme ab. Aus handelspolitischer Sicht
dürfte es in der Theorie keine Ausnah-
men geben. In der Praxis muss man
jedoch akzeptieren, dass Bestimmun-
gen im Sinne eines politischen Kom-
promisses nötig sind.

Laut SVP droht der Abbau von Arbeits-
plätzen. Ist dieses Argument berechtigt?
Pletscher:Die SVP argumentiert unter

dem gesamtstrategischen Blickwinkel
der Partei. Dazu gehört auch der politi-
sche Kampf gegen ein Agrarfreihandels-
abkommen mit der EU, obwohl gerade
dieses neue Exportchancen für unsere
Qualitätsprodukte schaffen würde. Da
das Wirkungsfeld des Cassis-de-Dijon-
Prinzips beschränkt ist, kann es jedoch
gar keine dramatischen Auswirkungen
auf den Schweizer Arbeitsmarkt haben.
Produkte wie Medikamente unterstehen
beispielsweise weiterhin einem Zulas-
sungsverfahren. Und für Maschinen und
technische Geräte sind die Handelsbar-
rieren bereits weitgehend beseitigt. Pro-
dukte werden auch ohne Cassis-de-Di-
jon-Prinzip importiert.

INTERVIEW FLORIAN RIESEN

HINWEIS

6 * Thomas Pletscher (54) ist bei Economisuisse
Leiter Wettbewerb und Regulatorisches.5


